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Projekt „Bahnhofsläufer:innen“ (künftig: „Stadtläufer:innen“) und Projekt „FRANZ“ – 

Evaluationsbericht 

 

1. Einleitung 

Die Stadt Nürnberg begegnet den Herausforderungen von Wohnungs- und Obdachlosigkeit 

seit vielen Jahren mit einem differenzierten und eng abgestimmten Hilfesystem. Neben stati-

onären Angeboten und zentralen Beratungsstellen gewinnen dabei zunehmend nied-

rigschwellige, aufsuchende Ansätze an Bedeutung, um insbesondere schwer erreichbare 

Personengruppen zu unterstützen. 

Mit den Projekten „FRANZ – mobile Beratung in der Wohnungs- und Obdachlosenhilfe“ so-

wie den „Bahnhofsläufer:innen“ (künftig: „Stadtläufer:innen“) wurden in den vergangenen 

Jahren zwei komplementäre Ansätze etabliert, die unterschiedliche Teilgruppen wohnungslo-

ser Menschen adressieren und bestehende Versorgungslücken gezielt schließen. Während 

„FRANZ“ insbesondere Bewohnerinnen und Bewohner unbetreuter Obdachlosenpensionen 

in den Blick nimmt, richtet sich das Projekt „Bahnhofsläufer:innen“ an Menschen, die sich 

überwiegend im öffentlichen Raum aufhalten und bislang nur eingeschränkt an das Hilfesys-

tem angebunden sind. 

Der vorliegende Evaluationsbericht stellt die bisherigen Erfahrungen aus beiden Projekten 

dar, ordnet zentrale Entwicklungen ein und zeigt den perspektivischen Bedarf für eine Ver-

stetigung der Angebote auf. 

 

2. Projekt „FRANZ“ – Mobile Beratung in der Wohnungs- und Obdachlosenhilfe 

Anlass und Zielsetzung 

Mit dem Projekt „FRANZ – mobile Beratung in der Wohnungs- und Obdachlosenhilfe“ der Jo-

hanniter-Unfall-Hilfe e.V. - Regionalverband Mittelfranken (vgl. im Einzelnen auch Projektdar-

stellung in der Sitzung des Sozialausschusses vom 03.07.2025) wird ein innovativer Ansatz 

zur niedrigschwelligen Unterstützung von Bewohnerinnen und Bewohnern unbetreuter Ob-

dachlosenpensionen in Nürnberg umgesetzt. Ziel ist es, Personen zu erreichen, die beste-

hende Beratungsangebote bislang kaum oder nicht in Anspruch nehmen, und sie durch auf-

suchende Sozialarbeit an das bestehende Hilfesystem heranzuführen. Der vorliegende Be-

richt stellt die bisherigen Erfahrungen aus der Projektumsetzung dar, ordnet erste statisti-

sche Ergebnisse ein und zeigt den perspektivischen Bedarf für eine Verstetigung des Ange-

bots auf. 

Ausgangslage 

In Nürnberg leben derzeit rund 2.500 wohnungs- bzw. obdachlose Menschen, wobei von ei-

ner zusätzlichen Dunkelziffer auszugehen ist. Ein wesentlicher Teil dieser Personen ist in 



insgesamt rund 43 Pensionen untergebracht. Während ein Teil dieser Einrichtungen sozial-

pädagogisch begleitet wird, leben aktuell rund 650 Personen in etwa 27 Pensionen ohne ent-

sprechende Betreuung vor Ort. Die Erfahrungen aus betreuten Einrichtungen zeigen deut-

lich, dass sozialpädagogische Unterstützung wesentlich zur Stabilisierung der Lebenssitua-

tion beiträgt. Insbesondere verbessern sich die Chancen auf Integration in Wohnraum und 

Arbeit, gesundheitliche Problemlagen können besser bearbeitet und soziale Konflikte redu-

ziert werden. 

Bereits in der Sitzung des Sozialausschusses vom 08.12.2022 wurde ein entsprechender 

Handlungsbedarf festgestellt und eine Ausweitung der sozialpädagogischen Begleitung von 

Obdachlosenpensionen als erforderlich bewertet. Hintergrund war die Erkenntnis, dass ein 

erheblicher Teil der in Pensionen untergebrachten Personen keinen direkten Zugang zu sozi-

alpädagogischer Betreuung vor Ort hat. Zwar bestehen zentrale Beratungsangebote im 

Stadtgebiet, jedoch zeigen die Erfahrungen der Träger, dass insbesondere Menschen in pre-

kären Lebenslagen diese Angebote häufig nicht in Anspruch nehmen. Gründe hierfür sind 

unter anderem Informationsdefizite, eingeschränkte Mobilität, Misstrauen gegenüber Instituti-

onen sowie persönliche oder gesundheitliche Belastungen. Eine niedrigschwellige Beratung 

direkt in den Unterkünften kann daher dazu beitragen, bestehende Zugangsbarrieren abzu-

bauen und Betroffene frühzeitig an das Hilfesystem heranzuführen. 

Vor diesem Hintergrund wurde mit dem Projekt „FRANZ“ ein mobiler Ansatz entwickelt, der 

die bestehenden Strukturen ergänzt und gezielt die bislang nicht erreichten Personengrup-

pen in unbetreuten Pensionen adressiert, ohne dabei den erheblichen Ressourcenbedarf ei-

ner flächendeckenden stationären Betreuung auszulösen. 

Projektansatz und Umsetzung 

Kern des Projekts ist eine aufsuchende, mobile Beratung durch ein gemischtgeschlechtliches 

sozialpädagogisches Tandem. Hierfür wurde ein speziell ausgestattetes Beratungsfahrzeug 

eingesetzt, das als mobiles Büro fungiert und eine Beratung direkt vor Ort ermöglicht. 

Dadurch können gezielt auch Pensionen aufgesucht werden, in denen keine geeigneten Be-

ratungsräume vorhanden sind oder die schwer erreichbar sind. Gleichzeitig eröffnet die un-

mittelbare Präsenz vor Ort einen niedrigschwelligen Zugang für Personen mit eingeschränk-

ter Mobilität oder Vorbehalten gegenüber institutionellen Angeboten. Die Auswahl der anzu-

fahrenden Pensionen erfolgt in enger Abstimmung mit der Fachstelle für Wohnungsfragen 

und Obdachlosigkeit. Ergänzend steht ein Beratungsbüro für vertiefende Gespräche zur Ver-

fügung. Die aufsuchende Beratung umfasst die Kontaktaufnahme zu bislang nicht erreichten 

Personen, die Klärung individueller Bedarfe, die Vermittlung in bestehende Hilfesysteme so-

wie eine längerfristige Begleitung im Sinne eines Case-Managements. Gleichzeitig trägt die 

Präsenz vor Ort dazu bei, Problemlagen frühzeitig zu erkennen und Verbesserungen der 

Wohnsituation anzustoßen. 

Erfahrungen aus der Projektumsetzung 

Nach einer notwendigen Aufbauphase konnte das Projekt im Juni 2025 in den operativen 

Betrieb übergehen. Zuvor standen insbesondere Abstimmungsprozesse mit städtischen Stel-

len, die Auswahl geeigneter Pensionen, die Beschaffung und Ausstattung des Fahrzeugs so-

wie Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit im Vordergrund. Aufgrund eines personellen 

Wechsels sowie der strukturellen Aufbauarbeit beschränkte sich die effektive Phase der auf-

suchenden Arbeit im Jahr 2025 auf etwa ein halbes Jahr. Darüber hinaus wirken sich Ur-

laubs- und Krankheitszeiten im mobilen Setting stärker aus, da Einsätze aus fachlichen und 



sicherheitsrelevanten Gründen grundsätzlich im Tandem erfolgen. Im Projektverlauf wurden 

wichtige methodische Anpassungen vorgenommen. So hat sich gezeigt, dass eine rein pas-

sive Ansprache nicht ausreicht, weshalb inzwischen die aktive Kontaktaufnahme direkt an 

den Zimmertüren etabliert wurde. Zudem sind saisonale Effekte erkennbar, da in den Som-

mermonaten vermehrt Kontakte im Außenbereich entstehen, während sich Bewohnerinnen 

und Bewohner in den Wintermonaten stärker in ihre Unterkünfte zurückziehen. Insgesamt 

zeigt sich, dass der notwendige Vertrauensaufbau im mobilen Setting deutlich zeitintensiver 

ist als in stationären Angeboten, zugleich jedoch die zentrale Voraussetzung für eine nach-

haltige Beratung darstellt. 

Statistische Entwicklung und Einordnung 

Die bisherigen statistischen Auswertungen sind vor dem Hintergrund der Aufbauphase zu 

betrachten. Im Zeitraum von Juni bis Dezember 2025 wurden 36 mobile Einsätze in zwei 

Pensionen durchgeführt und insgesamt 320 Kontakte dokumentiert, aus denen 29 längerfris-

tige Beratungsprozesse hervorgingen. Im Zeitraum von Januar bis Mitte März 2026 zeigt sich 

bereits eine deutliche Ausweitung der Aktivitäten mit 29 Einsätzen in vier Pensionen, 297 

Kontakten sowie 25 intensiveren Beratungen. Die Kontakte umfassen neben ausführlichen 

Beratungsgesprächen auch kurze Gespräche, telefonische Kontakte oder unterstützende Tä-

tigkeiten, die häufig den Einstieg in weiterführende Beratungsprozesse darstellen. Für das 

Jahr 2026 wird auf Basis der bisherigen Entwicklung von 100 bis 120 Einsätzen, 1.100 bis 

1.400 Kontakten sowie 320 bis 400 längerfristigen Beratungen ausgegangen. Inhaltlich kon-

zentrieren sich die Beratungen insbesondere auf Leistungen zur Existenzsicherung, die 

Wohnsituation, gesundheitliche Problemlagen, Schulden sowie allgemeine Orientierung im 

Hilfesystem. Dabei wird deutlich, dass bei vielen Klientinnen und Klienten erhebliche Infor-

mationsdefizite bestehen und häufig mehrere Problemlagen gleichzeitig vorliegen. 

Zielgruppe und Herausforderungen 

Die Erfahrungen aus der Projektarbeit zeigen, dass es sich um eine schwer erreichbare Ziel-

gruppe ohne verpflichtende Mitwirkung handelt. Ein Teil der Bewohnerinnen und Bewohner 

steht dem Angebot zunächst zurückhaltend gegenüber oder nimmt keinen unmittelbaren 

Veränderungsbedarf wahr. Gleichzeitig besteht häufig der Wunsch nach schneller Lösung 

konkreter Problemlagen, während langfristige Perspektiven zunächst weniger im Fokus ste-

hen. Weitere Herausforderungen ergeben sich durch eingeschränkte Mobilität, gesundheitli-

che Belastungen, fehlende Kinderbetreuung bei Familien sowie strukturelle Zugangsbarrie-

ren zu bestehenden Beratungsangeboten. Diese Rahmenbedingungen verdeutlichen die be-

sondere Bedeutung eines aufsuchenden und aktivierenden Ansatzes. 

Wirkung und Potenzial 

Die bisherigen Erfahrungen belegen das Potenzial des Projekts deutlich. Durch die Kombina-

tion aus mobiler Präsenz und kontinuierlichem Vertrauensaufbau gelingt es, auch schwer er-

reichbare Personen schrittweise an Unterstützungsangebote heranzuführen. Erste konkrete 

Ergebnisse zeigen sich in der Sicherung von Leistungsansprüchen, der Stabilisierung von 

Wohnsituationen sowie der Vermittlung in weiterführende Hilfen. Das Projekt übernimmt da-

mit eine wichtige Brückenfunktion innerhalb des Hilfesystems und trägt dazu bei, eine Ver-

festigung sozialer Problemlagen zu verhindern. 

  



Finanzbedarf und Perspektive 

Vor dem Hintergrund von rund 650 Bewohnerinnen und Bewohnern in unbetreuten Pensio-

nen wird der bestehende Bedarf deutlich. Für eine Fortführung des Projekts über die Modell-

phase hinaus ist eine Verstetigung der personellen Ressourcen erforderlich. Der jährliche Fi-

nanzbedarf für zwei sozialpädagogische Fachstellen beläuft sich auf rund 141.000 Euro ein-

schließlich Arbeitgeberanteilen und zu erwartender tariflicher Entwicklungen. Eine entspre-

chende Finanzierung würde es ermöglichen, die begonnenen Prozesse zu stabilisieren und 

das Angebot weiter auszubauen. Insgesamt stellt die mobile Beratung damit einen wichtigen 

Baustein dar, um niedrigschwellige Zugänge zum Hilfesystem zu schaffen und die Unterstüt-

zungsstruktur für wohnungslose und obdachlose Menschen in Nürnberg nachhaltig zu stär-

ken. 

Bislang wurde das Projekt über eine Modellprojektförderung von Maßnahmen für Personen 

mit besonderen sozialen Schwierigkeiten des Bayerisches Staatsministeriums für Familie, 

Arbeit und Soziales durch den Freistaat Bayern finanziert. Diese Förderung läuft zum 

14.01.2027 aus. 

 

3. Projekt „Bahnhofsläufer:innen“ (künftig: „Stadtläufer:innen“) 

Zielsetzung und Ansatz 

Das Projekt „Bahnhofsläufer:innen“ der Stadtmission Nürnberg e. V. (vgl. im Einzelnen auch 

Projektdarstellung in der Sitzung des Sozialausschusses vom 03.07.2025) verfolgt das Ziel, 

wohnungslose Menschen im öffentlichen Raum – insbesondere im Bereich des Nürnberger 

Hauptbahnhofs und angrenzender Innenstadtbereiche – durch niedrigschwellige, aufsu-

chende Sozialarbeit zu erreichen und an bestehende Hilfesysteme anzubinden. Dabei steht 

insbesondere die Unterstützung von Personen im Fokus, die sich dauerhaft außerhalb der 

ordnungsrechtlichen Unterbringung aufhalten. Das eingesetzte Team besteht aus zwei Fach-

kräften, die jeweils auf der Basis von halben Stellen (je 0,5 Vollzeitäquivalent) arbeiten, um 

sowohl flexible Einsätze als auch gegenseitige Vertretungen zu ermöglichen. Organisato-

risch sind die Bahnhofsläufer:innen bei der Fachberatung für Wohnungslose der Stadtmis-

sion Nürnberg e. V. angesiedelt und unterstehen dort der fachlichen Leitung. 

Tätigkeitsfelder und Umsetzung 

Die Arbeit der Bahnhofsläufer:innen umfasst sowohl eine kontinuierliche Präsenz im öffentli-

chen Raum als auch eine flexible, anlassbezogene Unterstützung. Neben der regelmäßigen 

aufsuchenden Sozialarbeit im Bereich des Hauptbahnhofs und der Innenstadt erfolgt eine 

enge Zusammenarbeit mit Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe, Ordnungsbehörden und 

Polizei. 

Zentrale Bestandteile der Tätigkeit sind die Vermittlung in weiterführende Hilfsangebote, die 

Begleitung zu Notschlafstellen, medizinischen Einrichtungen oder Beratungsstellen sowie 

Kriseninterventionen in akuten Notlagen. Darüber hinaus leisten die Mitarbeitenden umfang-

reiche Netzwerkarbeit und tragen durch Öffentlichkeitsarbeit zur Sensibilisierung für die Situ-

ation wohnungsloser Menschen bei. 

Im Projektverlauf zeigte sich, dass sich das Einsatzgebiet über den unmittelbaren Bahnhofs-

bereich hinaus auf weitere zentrale Orte im Stadtgebiet erstreckt. Dies ist insbesondere auf 



die hohe Mobilität der Zielgruppe sowie auf die Vielzahl an notwendigen Begleitungen zu un-

terschiedlichen Hilfeeinrichtungen zurückzuführen. 

Weiterentwicklung des Projektansatzes 

Im Verlauf des ersten Projektjahres hat sich gezeigt, dass sich die Tätigkeit des Projekts 

deutlich über den ursprünglich vorgesehenen Schwerpunkt im Umfeld des Nürnberger 

Hauptbahnhofs hinaus entwickelt hat. Die aufsuchende Arbeit erstreckt sich inzwischen auf 

zentrale Bereiche der Innenstadt sowie weitere Orte im Stadtgebiet, an denen sich woh-

nungslose Menschen aufhalten. Diese Entwicklung ist insbesondere auf die hohe Mobilität 

der Zielgruppe, die zunehmende Zahl von Begleitungen zu Hilfeeinrichtungen sowie die enge 

Zusammenarbeit mit verschiedenen Akteuren der Wohnungslosenhilfe, den Sicherheitsbe-

hörden und städtischen Dienststellen zurückzuführen. 

Parallel hierzu hat sich das Projekt als fester Bestandteil der städtischen Unterstützungs- 

und Hilfestrukturen etabliert. Die Tätigkeit beschränkt sich nicht mehr auf den unmittelbaren 

Bahnhofsbereich, sondern umfasst inzwischen ein deutlich erweitertes Einsatzgebiet inner-

halb des Nürnberger Stadtgebiets. 

Vor diesem Hintergrund wird die bisherige Projektbezeichnung „Bahnhofsläufer:innen“ künf-

tig durch die Bezeichnung „Stadtläufer:innen“ ersetzt. Die neue Bezeichnung trägt dem er-

weiterten Einsatzgebiet, der gewachsenen fachlichen Ausrichtung sowie der stärkeren Ein-

bindung in die gesamtstädtischen Unterstützungsstrukturen Rechnung. Gleichzeitig bleibt 

der Charakter des Projekts als aufsuchendes und niedrigschwelliges Unterstützungsangebot 

für wohnungs- und obdachlose Menschen erhalten. 

Im Folgenden wird für das Projekt die neue Bezeichnung „Stadtläufer:innen“ verwen-

det. 

Statistische Entwicklung und Einordnung 

Im ersten Projektjahr konnten die Stadtläufer:innen insgesamt 1.987 Kontakte dokumentiert 

werden, darunter eine Vielzahl wiederkehrender Kontakte, die für den Aufbau tragfähiger Be-

ziehungen von zentraler Bedeutung sind. Ein erheblicher Teil dieser Kontakte entfiel auf Per-

sonen, die im öffentlichen Raum nächtigen und bislang keine Anbindung an das Hilfesystem 

hatten. 

Besonders hervorzuheben ist die Zahl von 196 unterschiedlichen Personen, die sich zum 

Zeitpunkt des Kontakts dauerhaft im öffentlichen Raum aufhielten. Diese Gruppe stellt eine 

besonders vulnerable Zielgruppe dar, die durch klassische Angebote nur schwer erreicht 

wird. 

Die Tätigkeit umfasste unter anderem über 1.200 Gespräche, zahlreiche niedrigschwellige 

Beratungen sowie eine relevante Anzahl an Kriseninterventionen und Begleitungen in Hilfe-

systeme. Die Zahlen verdeutlichen sowohl die hohe Inanspruchnahme als auch die Komple-

xität der Unterstützungsbedarfe. 

Wirkung und Einzelfallperspektive 

Die praktische Arbeit zeigt deutlich, dass durch kontinuierliche Präsenz und Beziehungsar-

beit auch Personen erreicht werden können, die über lange Zeit keinen Kontakt zum Hilfe-



system hatten. In einer Reihe von Einzelfällen konnten durch gezielte Unterstützung exis-

tenzsichernde Maßnahmen eingeleitet, gesundheitliche Versorgung sichergestellt oder dau-

erhafte Unterbringungsperspektiven eröffnet werden. 

Diese Beispiele verdeutlichen die besondere Bedeutung der aufsuchenden Arbeit im öffentli-

chen Raum als Brücke in weiterführende Hilfen und als Instrument zur Vermeidung einer 

weiteren Verfestigung von Wohnungslosigkeit. 

Rückmeldungen von Kooperationspartnern 

Seitens der Polizei wird die Arbeit des Projekts – zum Zeitpunkt der Stellungnahme noch un-

ter der Bezeichnung „Bahnhofsläufer:innen“ geführt – wie folgt bewertet: 

Die Bahnhofsläufer:innen sind aus polizeilicher Sicht ein wichtiges Bindeglied zwischen der 

Straßenobdachlosenszene und der Polizei. Eine dauerhaft aufsuchende Arbeit, wie durch die 

zwei Streetworkerinnen, bietet die lange erhoffte Möglichkeit, schnell und effektiv auf Ob-

dachlose zugehen, entsprechend auf deren Bedürfnisse eingehen und aber auch positiv auf 

diese einwirken zu können. 

Auch wenn die Zusammenarbeit der Polizei mit den Obdachlosen in der Königstorpassage 

auf einem sehr guten Niveau ist, so ist doch immer eine gewisse, natürliche Barriere und Zu-

rückhaltung vorhanden. Diese besteht bei den Bahnhofsläuferinnen nicht, weshalb deren 

aufsuchende Arbeit durchwegs als positiv und zielgerichtet beschrieben werden darf. Im 

fachlichen Austausch konnte ebenso festgestellt werden, dass es eine nicht unerhebliche 

Schnittmenge an gemeinsamen Interessen und Zielen gibt. 

Aufgrund dessen wäre es aus unserer Sicht notwendig, weiterhin auf deren Arbeit zurück-

greifen und Nutzen daraus ziehen zu können. Ein Wegfall wäre ein nicht unerheblicher Rück-

schritt in der sozialen Arbeit in hiesiger Obdachlosenszene und würde die polizeiliche Arbeit, 

insbesondere in den Wintermonaten, wieder deutlich erschweren. 

Auch seitens des Ordnungsamtes wird das Projekt positiv bewertet. Die nachfolgende Stel-

lungnahme wurde vor der vorgesehenen Umbenennung erstellt und verwendet daher die bis-

herige Projektbezeichnung „Bahnhofsläufer:innen“: 

Es besteht Einigkeit darüber, dass der öffentliche Raum allen Menschen offenstehen und 

grundsätzlich ohne nennenswerte Einschränkungen nutzbar bleiben muss – ausdrücklich 

auch für Menschen in schwierigen Lebenslagen. Eine Grenze der Toleranz ist jedoch dort 

erreicht, wo der öffentliche Raum quantitativ oder qualitativ überbeansprucht wird oder Si-

cherheitsstörungen auftreten. In solchen Situationen sind ordnungsrechtliche Maßnahmen 

erforderlich, um die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten und Gefahren abzuwehren. 

Gleichzeitig ist allen beteiligten Stellen bewusst, dass reine Verdrängung oder ausschließlich 

repressive Maßnahmen keine nachhaltige Problemlösung darstellen. Zwar kann eine ver-

stärkte Präsenz von Polizei und ADN Nutzungskonflikte kurzfristig reduzieren. Ohne flankie-

rende sozialarbeiterische Maßnahmen bleiben die zugrunde liegenden sozialen Problemla-

gen jedoch bestehen. 

Vor diesem Hintergrund hat sich im vergangenen Jahr insbesondere der Einsatz der Bahn-

hofsläufer:innen im Bahnhofsumfeld als sehr wirksamer Bestandteil einer abgestimmten Si-

cherheitsstrategie erwiesen. Die Streetworkerinnen übernehmen eine zentrale Lotsenfunk-



tion zwischen öffentlichem Raum und Hilfesystem. Durch niedrigschwellige Ansprache, konti-

nuierliche Präsenz und den Aufbau von Vertrauen gelingt es ihnen, Menschen in schwierigen 

Lebenssituationen frühzeitig zu erreichen und an bestehende Unterstützungsangebote her-

anzuführen – beispielsweise an Notschlafstellen, medizinische Versorgung oder Tagesauf-

enthalte. Gerade im sensiblen Bereich rund um den Hauptbahnhof überlagern sich soziale 

Problemlagen, Nutzungskonflikte und kriminalitätsrelevante Entwicklungen in besonderer 

Weise. Durch aufsuchende Sozialarbeit konnte in vielen Fällen verhindert werden, dass Kon-

flikte überhaupt entstehen oder weiter eskalieren. Problematische Situationen konnten früh-

zeitig entschärft werden, bevor ein ordnungsrechtliches Einschreiten notwendig wurde. 

Gleichzeitig gelang es, betroffene Personen erfolgreich an das bestehende Hilfesystem an-

zubinden. 

Besonders bewährt hat sich dabei auch die enge Zusammenarbeit der beteiligten Stellen. Im 

regelmäßigen Austausch im AK SiSa und im 2-wöchentlichen Lage-Jour Fixe zwischen Poli-

zei, Sozialamt, ADN, SÖR und Ordnungsamt werden aktuelle Entwicklungen im öffentlichen 

Raum frühzeitig besprochen und abgestimmte Maßnahmen eingeleitet. Streetwork ist hierbei 

häufig der erste Schritt in einer abgestuften Vorgehensweise: zunächst niedrigschwellige An-

sprache und Unterstützung, anschließend – sofern erforderlich – ordnungsrechtliche Maß-

nahmen durch die zuständigen Sicherheitsbehörden. Die Kombination aus sozialer Anspra-

che, Prävention und ordnungsrechtlicher Durchsetzung hat sich als wirksamen Ansatz erwie-

sen, um Nutzungskonflikte im öffentlichen Raum zu entschärfen und gleichzeitig Hilfsange-

bote für Betroffene zugänglich zu machen. Dabei wurde von den Bahnhofsläuferinnen nicht 

nur das Bahnhofsumfeld, sondern auch das erweiterte Umfeld und weitere Plätze im Stadt-

gebiet aufgesucht, an denen obdachlose Personen festgestellt wurden. 

Die Erfahrungen des vergangenen Jahres zeigen deutlich, dass die Bahnhofsläufer:innen ei-

nen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung im öffentlichen Raum leistet, Konflikte frühzeitig ent-

schärft und Menschen in schwierigen Lebenslagen an das Hilfesystem heranführt. Eine Fort-

führung dieses Ansatzes ist daher sinnvoll und notwendig. Vor diesem Hintergrund wird die 

Verstetigung der Bahnhofsläufer:innen ausdrücklich befürwortet. 

Finanzbedarf „Stadtläufer:innen“ 

Für das Projekt „Stadtläufer:innen“ ergibt sich ein differenzierter Finanzbedarf in Abhängig-

keit von der bestehenden Förderkulisse. Die Finanzierung erfolgte bislang durch den Frei-

staat Bayern im Rahmen einer Modellprojektförderung für Personen mit besonderen sozialen 

Schwierigkeiten durch das Bayerische Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales. 

Der Förderzeitraum von zunächst einem Jahr wurde zwischenzeitlich auf zwei Jahre verlän-

gert und endet nun mit Ablauf des ersten Quartals 2027. 

Für das Jahr 2027 ergibt sich für den städtischen Haushalt ein reduzierter Mittelbedarf in 

Höhe von 75.000 Euro, da die Förderung noch anteilig bis März fortgeführt wird. 

Ab dem Jahr 2028 beläuft sich der jährlicher Finanzbedarf für eine dauerhafte Fortführung 

auf 98.000 Euro. Dieser umfasst die personellen Ressourcen für die kontinuierliche aufsu-

chende Sozialarbeit im öffentlichen Raum sowie die Sicherstellung der etablierten Kooperati-

ons- und Netzwerkstrukturen. 

Die dargestellten Mittelbedarfe bilden die Grundlage für eine dauerhafte Fortführung des 

Projekts und tragen der im Evaluationszeitraum deutlich gewordenen Bedeutung der Stadt-

läufer:innen für die Stabilisierung im öffentlichen Raum Rechnung. 



 

4. Perspektive und Gesamtbewertung 

Die Ergebnisse der Evaluation zeigen, dass sowohl das Projekt „FRANZ“ als auch die „Stad-

täufer:innen“ eine wichtige Ergänzung des bestehenden Hilfesystems darstellen und unter-

schiedliche, bislang teilweise unzureichend erreichte Zielgruppen wirksam ansprechen. 

Während „FRANZ“ insbesondere Bewohnerinnen und Bewohner unbetreuter Obdachlosen-

pensionen erreicht und dort bestehende Versorgungslücken schließt, leisten die Stadtläu-

fer:innen einen zentralen Beitrag zur Unterstützung von Menschen im öffentlichen Raum so-

wie zur Entschärfung von Nutzungskonflikten im Stadtgebiet. 

Beide Ansätze zeichnen sich durch ihre Niedrigschwelligkeit, ihre aufsuchende Arbeitsweise 

sowie ihre enge Vernetzung mit bestehenden Hilfs- und Ordnungssystemen aus. Die vorlie-

genden Erfahrungen sowie die Rückmeldungen der beteiligten Kooperationspartner belegen, 

dass durch diese Arbeitsweise nachhaltige Zugänge zu besonders vulnerablen Personen-

gruppen geschaffen werden können. 

 

5. Verortung im Hilfesystem 

 

 


